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Informationsveranstaltung „Zwangsprostitution und Fußball-Weltmeisterschaft 2006“ ______________________________________________________________________________________________________


Informationsveranstaltung 
des Deutschen Parlamentarischen Forums
für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte 
zum Thema 

„Zwangsprostitution und
Fußball Weltmeisterschaft 2006“ 

16. Februar 2006

Berlin

Im Herbst 2005 waren die ersten Pressemeldungen publiziert worden, nach denen zur Fußball-Weltmeisterschaften 2006 in Deutschland 40.000 Prostituierte zu erwarten seien. Diese fiktive Zahl setzte sich in den folgenden Monaten als unhinterfragte Größe in der Berichterstattung fest, wobei die Quelle nie benannt wurde. Die Politikerinnen aller Parteien, die sich im Deutschen Parlamentarischen Forum für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte zusammen gefunden haben, hatten den Wunsch, von Expertinnen und Experten zum Thema Prostitution und Weltmeisterschaft informiert zu werden, um im gegebenen Fall politisch aktiv werden, zumindest aber die Hintergründe dieser Meldungen einordnen zu können. Am 16. Februar 2006 fand das Treffen statt. Die Aussagen, die bei diesem Anlass getroffen wurden, sind im Folgenden dokumentiert:

Caren Marks begrüßt die Referentinnen und Referenten herzlich, die sich die Zeit genommen haben, aus ihrer Sicht über das Thema zu berichten. 

Katharina Cetin, Hydra - Treffpunkt und Beratungsstelle für Prostituierte

Henny Engels, Geschäftsführerin des Deutschen Frauenrates mit der Kampagne „Abpfiff“

Bernd-Uwe Hermann, Stellvertreter des Stabs WM Sicherheit 06 im Innenministerium

Thorsten Kunst, aus dem Innenministerium vom Stab Sicherheitsgarantie

Dr. Birgit Schweikert, Leiterin des Referats „Schutz von Frauen vor Gewalt“ im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Heike Rudat, Kriminaldirektorin vom Bund der Kriminalbeamten 

Naile Tanis, Geschäftsführerin vom KOK, dem bundesweiten Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt an Frauen im Migrationsprozess.

Bernd-Uwe Hermann: 

Die Grundlagen für unsere Strategie liefern Bundesinnenministerium und BMFSJ gemeinsam. Wir, Stab WM 2006, der eigens für die Umsetzung der Regierungsgarantien in der Vorbereitung der WM eingerichtet worden ist, existieren nur für den Zeitraum bis nach der WM. 

Ich möchte berichten, dass wir seit längerem zu diesem Phänomen mit dem BMFSFJ im Gespräch sind, auch vor dem Hintergrund, dass in den Medien Zahlen herumgeistern, wonach angeblich 40.000 Prostituierte an den deutschen Grenzen stehen und darauf warten, zur WM Einlass zu bekommen. Wir haben zu einer Informationsveranstaltung eingeladen, um über polizeiliche und nicht-polizeiliche Ansätze zur Bekämpfung von Menschenhandel und Zwangsprostitution  zu informieren. Das war am 31. Januar, gemeinsam mit dem Deutschen Fußballbund, dem Präsident und Vizepräsident des OK, Herr Dr. Zwanziger. 

Wir haben vorgestellt das nationale Sicherheitskonzept zur WM 2006, das im Bund-Länder-Ausschuss erarbeitet worden ist und durch die Innenminister-Konferenz Bestätigung erfahren hat. In diesem Konzept sind die Grundzüge zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität einschließlich des Bereichs Menschenhandels und Zwangsprostitution fest gehalten. Uns ging es auch darum, zu erfahren, welche nicht-polizeilichen Konzepte existieren. Wir haben verschiedene Nicht-Regierungs-Organsationen informiert, einschließlich der Vertreter der Kirchen. 

Thorsten Kunst:
Zu der kolportierten Zahl von 40.000 Zwangsprostituierte: die lässt sich aus Sicht des Bundeskriminalamts und aus Sicht des Sicherheitsstabes im BMI nicht belegen. Der Sicherheitsstab im BMI kümmert sich seit mehreren Jahren um die Sicherheit der Fussball-WM. Seit 2003 arbeiten wir intensiv an einem nationalen Sicherheitskonzept. Dieses wurde erarbeitet in einem Bund-Länder-Ausschuss, im Mai 2005 erstmalig der Innenministerkonferenz vorgelegt und von ihr gebilligt. Daran arbeiten über 50 verschiedene Partner und Institutionen mit, auch private Organisationen, wie das Organisationskomitee, die Deutsche Bahn, die Deutsche Lufthansa AG und ähnliche. 

Schon das Nationale Sicherheitskonzept als Überbau aller Konzeptionen zur Fußball WM thematisiert Menschenhandel und Zwangsprostitution. Unterhalb der Ministeriumsebene  arbeiten auf der Polizeiebene alle Polizeien des Bundes und der Länder in einer offenen Projektgruppe zusammen und haben eine eigene Rahmenkonzeption. Unterhalb dieser Konzeption gibt es ein Konzept eigens zur Kriminalitätsbekämpfung während der WM 2006. Dieses Konzept wiederum befasst sich umfassend mit Menschenhandel und Zwangsprostitution. Dort wird dezidiert auf ein vom LKA Nordrhein-Westfalen vor Jahren erarbeitetes Konzept zu diesem Thema eingegangen. Es liegen uns bislang acht Konzepte vor aus den verschiedensten Bundesländern, die sich mit der Thematik „Menschenhandel und Zwangsprostitution zur Fußball-WM 2006“ beschäftigen

Ein Punkt erscheint mir sehr wichtig: Das Thema Zwangsprostitution und Menschenhandel ist nicht alleine ein Thema für die Fußball-WM 2006. Es mag durchaus sein, dass die eine oder andere Frau mehr nach Deutschland kommt  durch dieses Weltereignis FIFA WM. Aber die Polizeien haben sich dieses Themas nicht nur anzunehmen zur FIFA WM und das tun sie auch nicht.

Dr. Birgit Schweikert:
Ich nehme den Ball auf vom BMI und ergänze um einige Punkte. Ich empfehle sehr die Lektüre „BKA Lagebild Menschenhandel 2004“. Das Lagebild ist im Internet in einer freien Version erhältlich und gibt einen guten Einblick in das Hellfeld. Die in den Medien kursierende Zahl von 40.000 ist aus der Luft gegriffen.

Frauen- und Menschenhandel ist ein großes Thema für das Frauenministerium. Auch wenn die Fußball WM besondere Aktivitäten erfordert, geht es uns um eine nachhaltige Behandlung des Themas über die WM hinaus. 

Wir haben 1997 die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Frauenhandel gegründet, in der es eine unaufgeregte und konstruktive Zusammenarbeit mit allen Akteuren gibt, mit allen Ministerien, Innenministerium, Justizministerium, Auswärtiges Amt, BMZ, mit den Ländern, also mit der Innenministerkonferenz, der Justizministerkonferenz, der Frauenministerkonferenz, der Sozialministerkonferenz und ganz wichtig, mit den NGOs. 

Wir haben ein Musterkooperationskonzept entwickelt für die Zusammenarbeit zwischen Polizei und den Fachberatungsstellen in den Bundesländern, denn Strafverfolgung und Opferunterstützung sind grundsätzlich Sache der Länder. Diese Konzepte kommen jetzt zur Bekämpfung des Menschenhandels im Rahmen der Fußball WM zum Tragen. Darauf sind wir stolz, weil wir denken, das ist der konkrete praktische Ansatz, den wir auch hier bei diesem Anlass verfolgen müssen. 

Opfer müssen erkannt werden, wir brauchen eine gute Zusammenarbeit zwischen Polizei und Fachberatungsstellen, damit das Opfer nicht abgeschoben, sondern über seine Rechte aufgeklärt wird, dass es ein Bleiberecht erhält, dass es entscheiden kann, ob es zurück kehren oder hier aussagen möchte. Das sind die entscheidenden Strategien, die im nationalen Sicherheitskonzept zur Fußball WM aufgenommen worden sind. 

Die Bekämpfung des Frauenhandels wirft schwierige strafrechtliche, migrationsrechtliche und entwicklungspolitische Fragen auf. Einige Fragen liegen in der Zuständigkeit des Bundes, einige liegen in der Zuständigkeit der Bundesländer. 

Es geht entscheidend um das Bleiberecht, das ist gekoppelt mit den sozialrechtlichen Ansprüchen, Stichwort Asylbewerberleistungsgesetz. Da wird es für Parlamentarierinnen und Parlamentarier interessante Arbeitspunkte geben. Die sogenannte EU-Opferschutz-Richtlinie sieht vor, dass die betroffenen Frauen einen rechtmäßigen Aufenthaltsstatus als Rechtsanspruch erhalten. In der aktuellen Diskussion ist ein Gesetzentwurf zur Umsetzung von elf EU-Richtlinien. Damit ist eine große Chance im parlamentarischen Raum gegeben, für entscheidende Rechtsverbesserungen zu sorgen. Hinweisen möchte ich auf eine alte Idee - Stichwort „Länderfonds“. Abgeschöpfte Gewinne gehen in die Länderkassen und die Frage wäre, ob man nicht einen Teil des Geldes dafür umlenkt, um die Finanzierung der Fachberatungsstellen zu übernehmen. Häufig gehen Polizei und Fachberatungsstellen in Vorleistung, bleiben dann auf den Kosten sitzen. Es sind Kosten für die psychotherapeutische und ärztliche  Behandlung, für Dolmetscher, für die Fahrtkosten zur Rechtsanwältin usw.. Ich glaube, das sind Fragen, die uns noch längere Zeit begleiten werden.

Heike Rudat:

Diese Zahl von 40.000, darüber haben sich natürlich alle Kriminalbeamten dieser Republik Gedanken gemacht. Es kommen wahrscheinlich nicht die 40.000, aber eine erhöhte Zahl von Prostituierten aus dem osteuropäischen Bereich. 

Erste Anhalte sind da, dass wir eine erhöhte Reisebewegung haben werden. Ob es auch eine Reisebewegung innerhalb von Deutschland geben wird, kann bisher keiner sagen. Es ist ein Dienstleistungsgewerbe und alle Dienstleistungsgewerbe werden natürlich im Rahmen des Arbeitsmarktes nach Deutschland dringen, wenn sie Profit machen können. 

Wir haben einen föderativen Staat, und sehr unterschiedliche Bekämpfungskonzepte gegen den Menschenhandel. Wir haben sowohl im präventiven als auch im repressiven Bereich völlig unterschiedliche Auffassungen. Wir haben in der Bundesrepublik immer noch keine Fachdienststellen zur Bekämpfung von Menschenhandel. 

Wir haben Beamte, die allgemeine Kriminalität bekämpfen. Wir haben Beamtinnen und Beamten, die Sexualdelikte bekämpfen und die vielleicht ein, zwei Mal im Jahr einen Fall haben von einer Frau, die zur Prostitution gezwungen worden ist. Da fehlt es am Fachwissen um das Rotlichtmilieu. Dies ist eine Forderung an die Politik, drauf einzuwirken, dass in den Ländern Fachdienststellen eingerichtet werden zur Bekämpfung des Menschenhandels. Damit meine ich nicht nur, zur sexuellen Ausbeutung, sondern auch in der neuen Ausformung zur  Ausbeutung der Arbeitskraft. Die kürzlich erschienene Untersuchung von Dr. Hertz am Max-Planck-Institut sagt eindeutig, dass Fachdienststellen sich positiv auf die Verfahrenszahlen und auf die Opferbetreuung aus wirken.

Katherina Cetin:
Wir sind eine Interessensvertretung für Prostituierte, die freiwillig arbeiten. Wir möchten erreichen, dass Prostitution zumindest gewerblich gleich gestellt wird wie andere Gewerbetätigkeiten. Es gibt Frauen, die diesen Job freiwillig tun, die damit ihr Geld verdienen und das auch nicht missen möchten. Wir sind häufig konfrontiert mit den Aussagen, Prostitution ist per se Gewalt an Frauen, und deswegen ist diese Vermischung von Prostitution und der gezwungenen ausbeuterischen Verhältnissen einfach zu bewerkstelligen. Wir möchten das gerne auseinander halten und wünschen uns mehr fachliche Kompetenz, mehr finanzielle Ausstattung. 

Unsere Arbeit sieht so aus, dass wir im Abschiebegewahrsam die Etage der Frauen aufsuchen, (das tun wir als einzige Organisation in Berlin), die eventuell gezwungen in der Prostitution gearbeitet haben. Wir haben Frauen angetroffen und haben dann das Problem, diese Frau aus dem Abschiebegewahrsam heraus zu holen. Die Frau sollte in ein gesichertes Umfeld kommen, betreut werden und vier Wochen Bedenkzeit haben. All das funktioniert nicht wirklich gut. Tatsächlich bleibt sie sehr lange im Abschiebegewahrsam. Es wurde immer wieder darauf gedrängt, sie soll doch gefälligst aussagen. Sie wurde nicht therapeutisch betreut, weil das nicht finanziert wird. Das sind Fragen der praktischen Arbeit.

Naile Tanis: 

Wir sind der Koordinierungskreis, der Dachverband von fast allen Fachberatungsstellen in Deutschland. Wir haben zur Zeit 35 Mitgliedsorganisationen, das sind Lobbyorganisationen, auch  Prostituiertenberatungsstellen. Wir hatten es am 26. Januar geschafft, 16 Vertreterinnen von verschiedenen Kampagnen an einen Tisch zu bringen. 

Es gibt sehr viele gute Kampagnen, sie haben sich aus unterschiedlichen Gründen heraus gebildet, beispielsweise vom diakonischen Werk und von Solwodi, von Kontext e.V., vom Deutschen Frauenrat und von FiM, das ist „Frauenrecht ist Menschenrecht“. Es gibt diverse regionale Kampagnen, die direkt vor Ort  Öffentlichkeitsarbeit oder Sensibilisierungsarbeit machen, beispielsweise in Leipzig und Dortmund. Es gibt Kampagnen, wo die Organisationen im Grenzbereich sitzen, wie Bella Donna. Die Notrufnummer von Bella Donna wird verstärkt im Einsatz sein, von der Dortmunder Mitternachtsmission für den Bereich Dortmund. FiM e.V. wird bundesweit eine Hotline schalten, auch Solwodi e.V. Karo wird auch sein 24 Stunden-Telefon  beibehalten. 

Für uns ist die WM der Anlass nochmals aufmerksam zu machen auf  das 2. Änderungsgesetz zum Zuwanderungsgesetz. Ganz wichtig ist, dass die 4-Wochen-Frist im Gesetz drinsteht, die betroffenen Frauen einen Rechtsanspruch auf einen rechtsmäßigen Aufenthaltstitel bekommen und dass diese Frauen nicht in Sammelunterkünften erfasst werden. Die Fragen der Finanzierung dieser Frauen sind immer noch ungeklärt, die Finanzierung der Fachberatungsstellen ist noch ungeklärt. 

Heike Rudat: 

Es ist ungewöhnlich, dass sich die Polizei mit Beratungsstellen in einem Schulterschluss zeigt, aber von polizeilicher Seite wird eindeutig befürwortet, dass die Beratungsstellen endlich auf ausreichende finanzielle Grundlagen gestellt werden. Die Fachdienststellen der Bundesrepublik brauchen permanente Ansprechpartner. Und wenn diese Rund-um-die-Uhr-Hotlines nicht geschaltet werden können, weil kein Personal da ist, dann kann eine Kooperation, wie sie  sehr vorteilhaft für die Polizei ist im Sinne der Strafverfahrenszahlen, nicht durchgeführt werden. Von Seiten des Bund der Kriminalbeamter wird gefordert, die Fachberatungsstellen endlich finanziell ausreichend auszustatten.

Henny Engel: 

Zu den Zielen der Kampagne des Frauenrat: Sie findet anlässlich der WM statt, aber wir sind nicht so hybride anzunehmen, dass wir auch nur eine einzige Zwangsprostituierte verhindern könnten. Aber wir meinen, dass die WM eine gute Tribüne ist, um das Thema breiter in die Öffentlichkeit zu bringen.

Diese Kampagne richtet sich gegen Menschenhandel zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung und nicht gegen Prostitution und erst recht nicht gegen Prostituierte. 

Unsere Kampagne hat das Ziel, mit politischen Forderungen an die Politik heranzutreten und für diese politischen Forderungen mit Unterschriften Unterstützung zu bekommen. Sie richten sich auf drei große Felder. Das erste ist die Situation in den Herkunftsländern, das zweite große Kapitel richtet sich auf die Aufenthaltsrechte hier, und das dritte große Kapitel, das haben wir bewusst getrennt von diesem Aufenthaltskapitel, sind die Forderungen an Polizei und Justiz, die Forderungen nach einer stabilen Sicherheiten für die Fachberatungsstellen und dass die Polizeien personell besser ausgestattet werden. 

Wir werden also Unterschriften sammeln, wir hoffen, wir bekommen viele. Wir haben im Moment die Idee, sie Frau Dr. Merkel zu übergeben. 

Nachfragen aus Runde und Anmerkungen:

1. Zum Stichwort „Freier“

Heike Rudat: Ein weiterer wichtiger Bereich wäre die Konzessionierung von bordellartigen Betrieben. Es gibt einen Modellversuch in Dortmund, der sich als sehr positiv herausgestellt hat. Das heißt, es gibt Betriebe, wo eine Frau weiß, dass sie menschenwürdige Arbeitsumstände findet. Wo letztendlich auch die Freier -  es gibt nicht nur die Freier, die bewusst zu zwangsprostituierten Frauen gehen - die Dienstleistung in Anspruch nimmt. Wir haben in Deutschland auch den Straßenstrich, wir haben die Haus- und Hotelagenturen. Gerade der Haus- und Hotelagentur-Bereich, diese berühmten Nummern in den Zeitungen, bietet ein unwahrscheinliches Potential für die Menschenhändler, dort zwangsprostituierte Frauen zu verstecken. Wie Sie diesen Frauen helfen können, erscheint mir relativ schwierig. Da brauchen wir qualitativ geschultes und ausreichendes Personal, um diesen schwarzen Schafen innerhalb dieser Agenturen auf die Spur zu kommen.

Irmingard. Schewe-Gerigk: Es ist wichtig, die Mithilfe der Freier einzuklagen und deutlich zu machen: Seht genau hin, was da ist und wenn ihr seht, da ist eine Frau in Not, dann geht auch zu den Beratungsstellen. Allerdings wurde uns an dem Runden Tisch im Innenministerium gesagt, bei der Nummer 110 und anonymer Anzeige würde die Polizei ihrerseits diesen Fällen nachgehen. Ich finde die Aktion von „Kontext“ mit dieser Karte Fair play, also wie erkennt ein Mann, dass es sich um eine Frau handelt, die nicht freiwillig dieser Dienstleistung nachgeht, sehr gut. Wir müssen den Frauen helfen und ihnen sagen, es gibt eine Notruf-Nummer, die könnt ihr anrufen. Sie haben häufig große Probleme mit der Polizei in ihrem eigenen Land und denken: bloß nicht zur Polizei gehen. Es ist wichtig, dass wir uns nach der Fußball-Weltmeisterschaft wieder in dieser oder anderer Runde zusammensetzen und tatsächlich die Maßnahmen aufschreiben, die den Frauen helfen.

Angelika Graf: Ich habe immer noch die Zahl von 1,2 Millionen Männern, die in Deutschland täglich eine Prostituierte aufsuchen,  im Kopf. Wenn man diese Männer erreichen und sie sensibilisieren würden für das Thema, hätten wir das Problem nicht. Was mich erschreckt, ist die Tatsache, dass wir jetzt auf einmal laut darüber reden, wo die WM vor der Türe steht und man sagt, jetzt haben wir ein Riesenproblem. All die Jahre vorher war es ein Schmuddelthema, das nicht in die Öffentlichkeit gegangen ist. Meine Befürchtung ist, dass wir nach dieser WM das Thema ganz schnell wieder vergessen. Dass das Thema weiter geht, daran sollten wir arbeiten

Dr. Eva Möllring: Zwangsprostitution ist ohne Freier nicht denkbar. Wenn ein Freier in einem Hotel sitzt und eine bestellt, die inseriert: Mollig, willig, billig dann kann sich der schon denken, was das für eine Person ist. Es gibt noch ganz andere Texte, das war einer von den harmlosen. Infolgedessen bin ich der Meinung, dass wir an der Stelle einsetzen müssen. Da sind mir Flyer und Trillerpfeifen ein Stück zu wenig, da müssen wir noch ein Stück weiter kämpfen. Ich freue mich sehr, wenn wir als Parlamentarierinnen Schulter an Schulter stehen.

Henny Engels: Der Frauenrat ist ein Stück Abbild dieser Gesellschaft. Wir haben alle Verbände, alle ideologischen Bindungen von katholisch über evangelisch bis kirchlich ungebunden, von rechts bis links, von klein bis groß, von traditionell und nichttraditionell. Und trotzdem hat die Mitglieder-Versammlung sich eindeutig gegen die Freier-Bestrafung ausgesprochen. Ein Grund ist, die Prostituierten-Verbände haben sich dieses Gesetz erkämpft. Wenn eine Gesellschaft über die Moral nachdenkt in Sachen Prostitution, denkt sie nicht über die Moral der Freier nach, sondern über die Moral der Prostituierten. Vermutlich würde eine Freier-Bestrafung nicht dazu führen, dass die Prostituierten-Zahlen sinken, sondern dass die illegale Prostitution steigt. Die schwedischen Zahlen werden ganz unterschiedlich gedeutet. Wahrscheinlich ist die Zahl der Schwedinnen, die der Prostitution nachgehen, nicht gesunken, sondern die Zahl der Schwedinnen, die der Prostitution in Schweden nachgehen, ist gesunken. Sie arbeiten auf Schiffen, sie arbeiten in Grenzbereichen oder sie arbeiten illegal.

2. Zum Stichwort „Hotline“

Heike Rudat: Jeder weiß, was die Nummer 110 bedeutet, das ist der allgemeine Notruf der bundesdeutschen Polizei oder der einzelnen Polizeien der Länder. Da wird in einer Notrufzentrale ein Beamter rangehen, der in der Regel geschult ist,  natürlich nicht spezifisch zum Thema Frauenhandel. Dann kann man nur hoffen, dass es Fachdienststellen gibt, an die man weiter verweisen kann. Die gibt es nicht immer. Wir haben die Erkenntnis, dass ein Großteil der Freier, die bereit sind, Frauen rauszuholen, die  gehen in erster Linie zu Beratungsstellen oder holen die Frauen alleine raus. So dass wir uns bei allem Enthusiasmus in Richtung solcher Hotlines, Freier Hotlines aus den Fachkreisen sehr, sehr zurückhaltend äußern.

Naile Tanis: In den Fachberatungsstellen sind Beraterinnen tätig, die viele Sprachen  anbieten oder die in regelmäßigem Kontakt mit Dolmetscherinnen stehen. Es gibt viele Beraterinnen, die selbst russisch und polnisch usw. sprechen.

Thorsten Kunst: Wir haben die Verwendung einer Hotline, einer möglicherweise zentralisierten Hotline außerhalb der 110 eingehend geprüft. Ich brauche hier über den Föderalismus nicht zu sprechen, die Kompetenzen liegen bei den Bundesländern. Wir können nicht an einem Ort bundesweit eine einheitliche Hotline schalten, möglicherweise bei irgendwelchen Institutionen, die für dieses Themenfeld gar nicht zuständig sind. Was die 110 angeht, da dürfen Sie sicher sein, wenn dort angerufen wird, wird der Sache nachgegangen. Die Polizei unterliegt einem Legalitätsprinzip. 

Dr. Birgit Schweickert: Was ich sehr wichtig finde, dass wir wahrscheinlich in den zentralen Fan guides der Fanprojekte, die auch von unserem Haus mit gefördert werden, den Hinweis auf die Nummer 110 und auch die Fachberatungsstellen zentral platzieren können, so dass wir diese Botschaft an die Fußball-Fans transportieren können.

3. Zum Stichwort „Fachberatungsstellen“

Naile Tanis: Worauf ich hinweisen möchte, daher auch die Übersicht, die ich verteilt habe: die Fachberatungsstellen sind immer telefonisch erreichbar. Die Frage ist die nach  personellen Kapazitäten, die immer eng sind. Es gibt Kolleginnen, die sich zu zweit eine halbe Stelle teilen. Es gibt zwei Bundesländer, in denen es keine Fachberatungsstellen gibt, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen.

4. Zum Stichwort „Zahlen“

Heike Rudat: Die Aufklärungsquote in diesem Bereich ist aus dem BKA-Lagebild zu entnehmen, sie liegt im Verhältnis zu anderen Delikten hoch, weil die Fälle, die der Polizei zu Ohren kommen, kommen ihr zu Ohren, indem wir meist Frauen und Täter haben. Damit ist die Aufklärung schon gegeben. Ich muss zu den Zahlen vom BKA-Lagebild sagen: Sie können 50, fast 100 % der Zahlen dazu rechnen, weil ein großer Teil der kriminologischen Straftaten des Menschenhandels unter ausländerrechtlichen Bestimmungen erfasst werden, weil dieser Straftatbestand viel leichter zu belegen ist. Sowohl Staatsanwaltschaften als auch Polizeien weichen regelmäßig darauf aus: die Aussage der Frau ist dann nicht maßgeblich. Im Bereich Menschenhandel ist die Aussage der Frau maßgeblich. Fällt die Frau im Laufe des Prozesses um, ist der Erfolg des Prozesses erheblich gefährdet, so dass sehr oft auf diesen Straftatbestand ausgewichen wurde. Ich sage ausdrücklich „wurde“, wir werden alle abwarten müssen, wie sich der neue Straftatbestand macht. Sie wird nicht mehr so oft auf die ausländerrechtlichen Bestimmungen ausweichen können, auch durch den EU-Beitritt von einigen osteuropäischen Staaten.

Wir haben im Lagebild 972 Opfer, es gibt 370 Ermittlungsverfahren für 2004, das ist  der alte Straftatbestand zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung. Die Verfahren sind rückläufig, wenn man es gegenüber 2003 sieht. Es wird vermutet, dass es ein hohes Dunkelfeld gibt. Es gibt aber keine seriöse Dunkelfeldforschung, die kann es auch gar nicht geben in diesem Bereich. Man müsste illegal aufhältliche Frauen befragen, die gefangen gehalten werden. Alle Schätzungen sind  nicht ernst zu nehmen.

5. Zum Stichwort „Aufenthaltsrecht“

Dr. Birgit Schweickert: Ich denke, dass wir über die anstehende Umsetzung der EU-Richtlinien eine hervorragende Möglichkeit haben, wichtige Punkte umzusetzen, z. B. die Vier-Wochen-Frist in Gesetzesform zu gießen. Darüber hinaus gibt es noch eine Menge zu tun: Stichwort Anspruchserweiterungen nach Asylbewerberleistungsgesetz oder SGB XII; das wird alles in diesem Gesetzesentwurf eine Rolle spielen.

Heike Rudat: Ein wesentlicher Punkt, mit dem die Täter im Bereich des Frauenhandels arbeiten, ist ein Drohpotential. Das Drohpotential ergibt sich aus dem illegalen Aufenthaltsstatus der Frauen. Ein wesentlicher Punkt ist die Sicherung des Aufenthaltsstatus. Von Prostituierten-Verbänden wird die green card für Prostituierte gefordert. Es st eine Frage, will ich einer bestimmten Berufsgruppe, einen besonderen Aufenthaltsstatus ermöglichen, um gegebenenfalls  den Menschenhändlern den Boden zu entziehen.

Egal wie die Strafvorschriften geändert werden,  das Verfahren steht und fällt damit, dass die betroffene Frau die zentrale Zeugin, das zentrale Beweismittel ist. Das heißt, alles, was zur Stabilisierung der Opferzeugin beiträgt, ist ein wesentlich gewinnbringender als Freier-Strafbarkeit. Viele Frauen wollen wirklich zurück kehren, weil ihre Familie da ist, weil ihre Kinder da sind. Aber viele Frauen sind viel zu gefährdet, um zurück gehen zu können. Manchmal müssen sie sogar gezwungen werden zu bleiben. D.h. sie müssen jeden Kontakt abbrechen, wenn sie im polizeilichen Schutzprogramm im engeren Sinne sind. Darunter leiden viele Frauen, manche können das nicht durchhalten. 

Das Parlamentarische Forum für SRGR beschloss, angesichts der vielen Aktivitäten im Umfeld der Fußball-Weltmeisterschaft, keine eigene Aktionen zu starten. Zum Weltfrauentag am 8. März wird die Gruppe eine Pressemeldung zu Zwangsprostitution formulieren und versenden.

Carin Marks dankt den Beteiligten für das sehr informative Fachgespräch und möchte die Debatte nach der Fußball WM fortsetzen.
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Mitglieder des Deutschen Parlamentarischen Forums 
für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte 
erklären zum Internationalen Frauentag:

„Am 08. März 2006 jährt sich zum 95. Mal der Internationale Frauentag, der die Anerkennung und Stärkung von Frauenrechten als Menschenrechte ins Gedächtnis ruft. Aus diesem Anlass begrüßen und unterstützen wir, die Parlamentarierinnen des „Deutschen Parlamentarischen Forums für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte“ die Kampagne des Deutschen Frauenrates „Abpfiff – Schluss mit der Zwangsprostitution“. Die Kampagne richtet sich gegen Menschenhandel und Zwangsprostitution im Rahmen der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland.

Wir wollen die Öffentlichkeit über das grundsätzliche Problem des Frauenhandels und der Zwangsprostitution informieren. Diese Menschenrechtsverletzungen werden bei der WM, wie auch bei anderen Großereignissen vermehrt auftreten. Es geht aber jenseits dieses aktuellen Ereignisses darum, das Problem nachhaltig anzugehen. Aus diesem Grund ist es angebracht, die Öffentlichkeit für dieses Thema zu sensibilisieren.

Dazu bedarf es insbesondere der Aufklärung der Freier, denn nicht alle Prostituierten gehen ihrer Tätigkeit freiwillig nach. Da es kaum legale Möglichkeiten gibt, zum Zwecke der Prostitution nach Deutschland einzureisen, nehmen viele Frauen, besonders aus Osteuropa, die Hilfe von illegalen Schleusern in Anspruch. Doch wer illegal im Land ist, ist auch erpressbar. Manche Frauen werden auch mit falschen Jobversprechen angeworben und in Bordelle verschleppt. Deshalb sind die Freier oft die einzigen, die unkontrollierten Zugang zu den Frauen haben und helfen könnten, indem sie sich z.B. an Beratungsstellen wenden.

Bei einem von uns initiierten Fachgespräch mit Expertinnen am Runden Tisch zum Thema Menschenhandel und Zwangsprostitution betonten Henny Engels, Geschäftsführerin des Deutschen Frauenrates und Heike Rudat, Kriminaldirektorin vom Bund der Kriminalbeamten, insbesondere die Betreuungseinrichtungen für Opfer und Hilfesuchende zu fördern. Da diese jedoch nicht in der Bundeszuständigkeit liegen, appellieren wir an die Länder und Kommunen, Beratungsstellen für eine bessere Opferbetreuung zu erhalten, weitere auszubauen und das Personal entsprechend zu schulen.
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Mit dem Prostitutionsgesetz, das am 01. Januar 2002 in Kraft getreten ist, wurde die rechtliche und soziale Situation der Prostituierten verbessert. Mit der Abschaffung der Sittenwidrigkeit für legale Prostitution wurde ein unmissverständliches Zeichen für die gesellschaftliche Anerkennung und die Entdiskriminierung von Prostituierten gesetzt. Der Opferschutz wird weiterhin auf der politischen Agenda stehen, denn Ziel ist Aufklärung und nicht Stigmatisierung.“

Das „Deutsche parlamentarische Forum für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte“ wurde 2004 auf bundespolitischer Ebene gegründet. Im Bundestag entstand damit eine unabhängige, parteiübergreifende Parlamentarierinnengruppe, die sich der Umsetzung des Aktionsprogramms der Internationalen Konferenz für Bevölkerung und Entwicklung von Kairo verpflichtet hat. Ziel des Programms ist die Umsetzung der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte für Frauen und Mädchen auf nationaler und internationaler Ebene.

Caren Marks, MdB (SPD)


Antje Blumenthal, MdB (CDU)
(Vorsitzende)





    (Stellvertr. Vorsitzende)

Ina Lenke, MdB (FDP)
Irmingard Schewe-Gerigk, MdB (Bündnis90/Die Grünen)

Karin Binder, MdB (DIE LINKE)

Fachberatungsstellen

Baden-Württemberg

Deutscher Caritasverband
Referat Flüchtlings- und Aussiedlerhilfe

Karlstr. 40
79104 Freiburg

Fon: 0761-200 285
Fax: 0761-200 211

E-Mail: eimmermj@caritas.de
Internet: www.caritas.de

IN VIA Katholische Mädchensozialarbeit - Deutscher Verband e.V.

Karlstraße 40
79104 Freiburg

Fon: 0761-20 02 34
Fax: 0761-20 06 38

E-Mail: regine.rosner@caritas.de

Mitternachtsmission Heilbronn

PF 26 38
74016 Heilbronn

Tel: 07131-8 45 31 
Fax: 07131-99 38 24 

E-Mail: mitternachtsmission@diakonie-heilbronn
Internet: www.diakonie-heilbronn.de > Mitternachtsmission

TERRE DES FEMMES e.V.

Bundesgeschäftsstelle
Postfach 2565
72015 Tübingen 

Fon: 07071-7973-0
Fax: 07071-7973-22
E-Mail: info@frauenrechte.de
Internet: www.frauenrechte.de 

Bayern

IFFF - Internationale Frauenliga für
Frieden und Freiheit

Eleonore Broitzmann
Pestalozzistr. 13
86415 Mering

Fon: 08233-39 52

E-Mail: Eleonore.Broitzmann@web.de
Internet: www.internationalefrauenliga.de www.wilpf.int.ch

IN VIA KOFIZA Nürnberg

Harmoniestraße 16
90489 Nürnberg

Fon: 0911-58 68 69 - 20
Fax: 0911-58 68 69 – 50

IN VIA KOFIZA 
Landesstelle Bayern

Lessingstr. 3 
80336 München 

Fon: 089-54497240
Fax: 089-54497232 

Öffnungszeit: Mo –Fr 9:00 - 12:00 
und nach Vereinbarung 

E-Mail: kofiza@invia-bayern.de
Internet: www.invia-bayern.de


JADWIGA
Beratungsstelle für Opfer 
von Frauenhandel
Lessingstr. 3
80336 München

Fon: 089-54 497-233
Fax: 089-54 497-232

E-Mail: jadwigamuenchen@aol.com

SOLWODI 
Beratungsstelle Augsburg
Postfach 11 18 29 
86043 Augsburg 
Fon: 08 21 – 32 90 952 
Fax: 08 21 – 51 07 56 
E-Mail: solwodi@skf-augsburg.de; augsburg@solwodi.de

Beratungsstelle Bad Kissingen
Seehof 1 
97688 Bad Kissingen 
Fon: 09 71-80 27 59 
Fax: 09 71-80 27 56 
E-Mail: solwodi@yahoo.de bad.kissingen@solwodi.de
Beratungsstelle Passau 
Postfach 23 05 
94013 Passau 
Fon: 08 51 – 966 64 50 
Fax: 08 51 – 966 67 90 
E-Mail: 
solwodi-passau@t-online.de passau@solwodi.de
Berlin

BAN YING e.V. Koordinationsstelle
Anklamer Str. 38 
10115 Berlin 

Fon: 030-440 63 73/74
Fax: 030-440 63 75 

E-Mail: info@ban-ying.de
Internet: www.ban-ying.de

Hydra e.V.

Köpenickerstraße 187/188 
10997 Berlin

Fon: 030-611 00 23-24
Fax: 030-611 00 21
Sprechstunden: Mo, Di, Fr 10 - 14 Uhr, Do16 - 20 Uhr 

E-Mail: hydra@ipn-b.de
Internet: www.hydra-ev.org 

IN VIA
Katholische Mädchensozialarbeit für das Erzbistum Berlin e.V.
Tübinger Str. 5
10715 Berlin

Fon: 030 / 85 78 42 69
Fax: 030 / 85 78 42 73

Handy: 0177 / 738 62 76

E-Mail: moe@invia-berlin.de

Internet: www.invia-berlin.de


ONA-Zufluchtswohnung

Postfach 870218 
13162 Berlin 

Fon: 030- 48096281

E-Mail: ona-berlin@web.de 
Internet: www.ona-berlin.de

TERRE DES FEMMES e.V.

Ansprechpartnerin in Berlin: 
Rechtsanwältin Regina Kalthegener, 
Tel.: 030 - 2809387-0
E-Mail: kaltehegener@t-online.de 

Brandenburg

Belladonna e.V.
Frauenberatungsstelle für Opfer von Menschenhandel

Heinrich-Hildebrand-Str. 22
15232 Frankfurt / Oder

Fon/Fax: 0335-53 49 88

E-Mail: belladonna.ff@t-online.de

Bremen

BBMeZ (Betreuung für Betroffene von Menschenhandel und Zwangsprostitution)

Fon: 0421/3496739

E-Mail: info@menschenhandel-bremen.de
Internet: www.menschenhandel-bremen.de

Nitribitt e.V. Bremen 
Treffpunkt und Beratungsstelle 
für Prostituierte

Fon: 0421-448662
Fax: 0421-4986031

Bürozeiten: Di 10 – 15 Uhr 
Mi 9 – 16 Uhr und Do 14 – 18 Uhr 

E-Mail: nitribitt_ev@web.de
Internet: www.nitribitt-bremen.de 

Hamburg

Amnesty for Women
Große Bergstraße 231 
22767 Hamburg 

Fon: 040-38 47 53 
Fax: 040-38 57 58 

E-Mail: 
Amnesty4Women@t-online.de
Internet: www.amnestyforwomen.de 

KOOFRA - Koordinierungsstelle 
gegen Frauenhandel e.V.

Postfach 30 61 44 
20327 Hamburg

Fon: 040-67 999 757
Fax: 040-67 999 758

Bürozeiten: Mo - Do 11 – 17 Uhr, 
Fr 11 – 14 Uhr

E-Mail: info@koofra.de
Internet: www.koofra.de
Hessen

Autonomes Frauenhaus Kassel

Postfach 10 11 03
34011 Kassel

FIM - Frauenrecht ist Menschenrecht e.V., 
Beratungs- und Informationsstelle für Migrantinnen

Varrentrappstr. 55 
60486 Frankfurt am Main 

Fon: 069-7 07 54 -30 / -50
Fax: 069-7 07 54 66

Bürozeiten:
Mo - Do 9 - 16 Uhr, Fr 9 - 14 Uhr 
und nach Vereinbarung 

E-Mail: FiMinfo@web.de
Internet: www.fim-frauenrecht.de

FRANKA e.V. 
zum Schutz von Frauen, die Opfer von Menschenhandel geworden sind

Postfach 410 427
34066 Kassel 

Fon: 0561- 2 88 78 55
Fax: 0561- 310 38 70
Bürozeiten: Mo - Fr 10-12 Uhr
E-Mail: franka-e-v@t-online.de
Internet: www.franka-kassel.de 

Niedersachsen

KOBRA - Zentrale Koordinierungs- und Beratungsstelle 
für Opfer von Frauenhandel

Postfach 47 62 
30047 Hannover 

Fon: 0511-70 11 517

E-Mail: Phoenix.e.v.x@t-online.de
Internet: www.kobra-beratungsstelle.de

PHOENIX e.V.

Postfach 47 62 
30047 Hannover

Fon: 0511-14 646
Fax: 0511-16 12 67 9

E-Mail: PHOENIX.e.V.@t-online.de 
SOLWODI 
Beratungsstelle Braunschweig 
Stephanstr. 1 
38100 Braunschweig 
Fon: 05 31 – 47 38 112 
Fax: 05 31 – 47 38 113 
E-Mail: solwodi-bs@gmx.net; braunschweig@solwodi.de

Beratungsstelle Osnabrück 
Postfach 37 03 
49027 Osnabrück 
Fon: 05 41 – 528 19 09 
Fax: 05 41 – 528 19 10 
E-Mail: solwodi.os@t-online.de osnabrueck@solwodi.de

Nordrhein-Westfalen

agisra-Köln e.V.
Steinberger Str. 40 
50733 Köln 

Fon: 0221-12 40 19 , 0221-13 90 392 
Fax: 0221-97 27 492 

E-Mail: agisra@e-migrantinnen.de 

Frauenberatungsstelle Hagen 
Beratung für Migrantinnen

Bahnhofstr. 41
58095 Hagen 

Fon: 02331-33 83 55 
Fax: 02331-33 83 55 

E-Mail: frauenberatung.ha@gmx.net

frauenberatungsstelle düsseldorf 
e. V. 
Migantinnen beraten Migrantinnen

Fachstelle für Opfer von Frauenhandel

Ackerstr. 144
40233 Düsseldorf

Fon: 0211-68 68 54
Telefonische Sprechzeiten: Di und Do 10 - 12 Uhr

E-Mail: info@frauenberatungsstelle.de
Internet: www.frauenberatungsstelle.de

Fach- und Beratungsstelle 
Nachtfalter

Niederstraße 12-16 
45141 Essen 

Fon: 0201-36 455 47 
Fax: 0201-36 455 46 

E-Mail: renate.hildburg@caritas-essen.de 

NADESCHDA Frauenberatungsstelle für Opfer von Menschenhandel

Hansastraße 55
32049 Herford 

Fon: 05221-840 200
Fax: 05221-840 201 

E-Mail: nadeschda-owl@t-online.de

SOLWODI 
Beratungsstelle Duisburg 
Postfach 10 11 50 
47011 Duisburg 
Fon: 02 03 – 66 31 50 
Fax: 02 03 – 66 31 51 
E-Mail: solwodi-duisburg@t-online.de duisburg@solwodi.de

Sozialdienst katholischer Frauen e.V.

Zingel 36
31134 Hildesheim 

Fon: 05121-402210/408821 

E-Mail: skf-schutzwohnung@web.de


Thara e.V. 
Thailänderinnen artikulieren ihre Rechte im Ausland

c/o Pataya Ruenkaew
Julius-Leber-Str. 3 
33615 Bielefeld

Fon/Fax: 0521-89 10 38

E-Mail: pruenkaew@sozjur.uni-bielefeld.de
Internet: www.thaihilfe.de

Rheinland-Pfalz

SOLWODI e.V.

Hauptgeschäftsstelle 
Beratungsstelle Boppard
Propsteistraße 2 
56154 Boppard - Hirzenach

Fon: 06741-22 32
Fax: 06741-23 10
E-Mail: solwodi@t-online.de, boppard@solwodi.de
Internet: www.solwodi.de

Rückkehrerinnen-Projekt 
(in der Beratungsstelle Mainz) 
Postfach 37 41 
55027 Mainz 
Fon: 06131 – 67 07 95 
Fax: 06131 – 61 34 70 
E-Mail: solwodi.mz@t-online.de; 
mainz@solwodi.de

Beratungsstelle Ludwigshafen 
Postfach 21 12 42 
67012 Ludwigshafen 
Fon: 06 21 – 529 12 77 
Fax: 06 21 – 529 20 38 
E-Mail: solwodilu@aol.com
ludwigshafen@solwodi.de

Beratungsstelle Mainz 
Postfach 37 41 
55027 Mainz 
Fon: 0 61 31 – 67 80 69 
Fax: 0 61 31 – 61 34 70 
E-Mail: solwodi.mz@t-online.de mainz@solwodi.de
Beratungsstelle Koblenz 
Postfach 20 14 46 
56014 Koblenz 
Fon: 02 61 – 337 19 
Fax: 02 61 – 127 05 
E-Mail: solwodi-koblenz@t-online.de koblenz@solwodi.de
Saarland

Hurenselbsthilfe e.V. 
Beratungsstelle für Migrantinnen

Nauwieser Str. 18
66111 Saarbrücken

Fon/Fax: 0681-37 36 31
Mobil: 0173-30 65 832

Sachsen

KARO 
Grenzüberschreitendes Sozialprojekt 
zur Zielgruppenspezifischen HIV/AIDS-Prävention

Am Alten Markt 3
08523 Plauen

Fon: 03741276851
Fax: 03741276853

E-Mail: KARO.adorf@t-online.de

KOBRAnet - Fachberatungsstelle für Opfer von Menschenhandel

Postfach 1406
02754 Zittau

Fon: 03583 - 779677 
Mobil: 0171 – 9255761 
Fax: 03583 – 779613 
Ansprechpartnerinnen: Annett Scheibe, Gabi Paul 

E-Mail: a.scheibe@kobra-net.info oder g.paul@kobra-net.info
Internet: www.kobra-net.info

Zweigstelle Leipzig

Postfach 301539 
04257 Leipzig 

Tel/Fax: 0341 – 3065245 
Mobil: 0179 – 5928337 
Ansprechpartnerin: Ulrike Richter

E-Mail: kobra-leipzig@gmx.net
Internet: www.hddl.de

Sachsen-Anhalt

VERA - Fachberatungsstelle für Frauen, die vom Menschenhandel betroffen sind

AWO LV S-A e.V.
Klausener Str. 17
39112 Magdeburg

Fon: 0391-40 15 370
Fax: 0391-40 15 371 

E-Mail: VERA@awo-lsa.de
Schleswig-Holstein

contra - Beratungs- und Koordinierungsstelle für Betroffene von Frauenhandel in Schleswig-Holstein

Postfach 3520 
24034 Kiel 

Fon: 0431-55 779 - 190 / 191 
Fax: 0431-55 779 - 150 
E-Mail: contra@ne-fw.de
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